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Zur Handhabung des Bagabundengeſetzes vom 
24. Mai 1885, K. G. Bl. Ur. 89. 


Erörterungen mit ſtatiſtiſchen Materialien von Wenzel Trümmel, k. k. 
Ä Polizeicommiſſär in Prag. 


(Schluß.) 


Zum § 3 V. G. Dieſer Abſatz betrifft das Deliet der 
Arbeitsſcheu, das unſerer Strafgeſetzgebung bis zur Erlaſſung des 
erſten Vagabundengeſetzes vom 10. Mai 1873 ganz fremd war. Die 
frühere Beſtimmung des älteren Geſetzes (§ 2) war in Folge der darin 
ausdrücklich feſtgeſtellten Bedingungen in der Anwendung ſehr erſchwert 
und daher unpraktiſch. Namentlich ergab ſich der Mißſtand, daß in den 
Hauptſtädten gegen eine zahlreiche Claſſe von arbeitsſcheuen Vaganten, 
die als Einheimiſche nach 8 1 des alten Vagabundengefetzes nicht als 
„Landſtreicher“ beſtraſt werden konnten, ungeachtet ihres ſchlechten Leu⸗ 
mundes nach dem klaren Wortlaute der fraglichen Geſetzesvorſchrift nicht 
vorgegangen werden durfte. Die gegenwärtige Faſſung des 8 3 bedeutet 
alſo einen dankenswerthen Fortſchritt, da jene die praktiſche Handhabung 
dieſes Zwangsmittels hemmenden Beſchränkungen mit Recht entfallen ſind. 

Es geſchieht mitunter, daß mit dem Auftrage zur Nachweisung 
eines ordentlichen Unterhaltes auch der Auftrag zur Beſchaffung eines 
ordentlichen Unterſtandes (Wohnung) verbunden wird, doch iſt die 
Ertheilung eines derartigen Auftrages im Geſetze nicht begründet, kann 
demnach die Befolgung desſelben ſtrafgerichtlich im Sinne dieſes Abſatzes 
nicht erzwungen werden. Dasſelbe ift der Fall, wenn ein ſolcher Auftrag 
an obdachloſe Individuen ertheilt wird, die in Gemäßheit der 88 4 und 7 
des alten Vagabundengeſetzes unter Polizeiaufſicht geſtellt werden. 

Ob ein ſolcher Auftrag im polizeiſtrafrechtlichen Wege auf Grund 
der allgemeinen Polizeiſtrafnormen ertheilt und erzwungen werden kann? 
Eine legislative Fixirung dieſer Frage dürfte jedenfalls angezeigt ſein, 
wobei uns die einſchlägige Beſtimmung des Strafgeſetzbuches für das 
deutſche Reich § 361, Abſ. 8, welches hier der Anordnung des alten 
preußiſchen Straſgeſetzbuches (II. Theil, § 119, Abſ. 2) wörtlich folgte, 
zum Vorbilde dienen könnte. Gewiß wäre es auch im Intereſſe der mit 
der Handhabung des Vagabundengeſetzes betrauten Sicherheitsorgdne 


gelegen, wenn dieſer Punkt legislativ geordnet worden wäre, ſtatt daß 
die Behörden immer nur zu dem Auskunftsmittel, dem kaiſ. Patente 
vom 20. April 1854, Zuflucht nehmen müfſſen. 

Eine weitere, gleichfalls aus der täglichen Praxis geholte Frage 
iſt die: Genügt es und iſt es zuläſſig, daß der im 8 3 V. G. normirte 
„Arbeitsauftrag“ (wie es in der Polizeiſprache heißt) ganz allgemein 
ertheilt wird, oder aber iſt es nothwendig, daß in jedem concreten 
Falle die Anweiſung und Friſtbeſtimmung ſtets immer meu ertheilt wird? 

Ich glaube, daß ein ſolcher allgemein ertheilter Auftrag nicht 
genügt, ſondern in jedem vorliegenden Falle ſtets neu ertheilt werden 
muß, ſoll der Richter jedes Mal den Contravenienten zur Strafe ziehen 
können. 

Dies erſcheint ſo naturgemäß und den Intentionen des Geſetzes 
entſprechend, ſo daß es ſchier unglaublich iſt, daß in der Praxis jene 
Geſetzesbeſtimmung anders gedeutet und gehandhabt werden könnte. Und 
doch geſchieht es! 

Zum § 4 V. G. Dies iſt eine ganz neuartige, auch von der deut⸗ 
ſchen Reichsſtrafgeſetzgebung (cf. 8 361, Abſ. 7 St. G. und § 119, 
Abſ. 2 des preuß. Strafgeſetzbuches II. Theil) abweichende Beſtimmung, 
welche auch einen ſehr hohen praktiſchen Werth hätte, wenn nur — und 
das iſt der wunde Punkt — die Gemeinden auch von dieſer Verfügung 
des Geſetzes häufigen Gebrauch machen würden. Daß es aber nicht ge⸗ 
ſchieht, wenigſtens in den Landgemeinden nicht, zeigen die ſtatiſtiſchen 
Tabellen zum Vagabundengeſetze. Das „Warum“ entzieht ſich einer 
weiteren Erörterung an diefer Stelle und ich laſſe dafür unten die 
Ziffern ſprechen. L 

Zum § 5 V. G. Dieſer Paragraph behandelt die Beſtrafung 
der Frauensperſonen, welche mit ihrem Körper unzüchtiges Gewerbe 
betreiben und zerfällt in fünf Abſätze, wovon die erſten zwei ganz neu 
find, während die übrigen drei die Anordnungen des nunmehr außer 
Geltung gekommenen $ 509 St. G. wortgetreu wiedergeben. 

An dieſe fünf Straffälle reiht fich eine eigenartige, durch die Neu- 
zeit hervorgerufene Beſtimmung, die ſpeciell eine gewiſſe Menſchenclaſſe 
betrifft, die bei den verſchiedenen Culturvölkern unter diverſen Namen 
bekannt iſt (ſog. „Strizzi“, „Louis“, im böhm. „pepici”). 

Der Anſtoß zur Erlaſſung einer ſtrengen ſtrafgeſetzlichen Norm 
gegen dieſes Paraſitenthum war bereits durch den $ 511 St. G. 
gegeben, wiewohl dieſer Paragraph nur einen ganz ſpeciellen Fall vor 
Augen hatte, während die gegenwärtige Faſſung des Geſetzes gegen Per⸗ 
ſonen beiderlei Geſchlechtes überhaupt gerichtet iſt, ſoweit gegen die⸗ 
ſelben nicht der $ 512 St. G. in Anwendung gebracht werden kann. 

Da dieſe Beſtimmung jedenfalls eine ſelbſtſtändige Anordnung 
enthält, die nicht als eine bloße Fortſetzung der fünf Abſätze des § 5 V. G. 
angeſehen werden kann, ſo verdiente dieſelbe, auch äußerlich gekenn⸗ 
zeichnet zu werden, indem man jene Anordnung in die Form eines 
ſelbſtſtändigen Paragraphen hätte bringen ſollen und nicht als bloßen 
Schlußſatz zu $ 5. In den ſtatiſtiſchen Ausweistabellen muß daher für 


dieſe Geſetzesbeſtimmung eine ſeparate Rubrik eröffnet werden, da der 
hier normirte Straffall als ein beſonderes Begriffsdeliet nicht 
mit den sub 1—5 fixirten Beſtimmungen cumulirt werden darf. 

Im Einzelnen wäre hier noch Folgendes zu bemerken. Zum 
Abſatz 1. Die gerichtliche Abſtrafung nach dieſem Abſatze kann nur 
unter der Vorausſetzung erfolgen, daß 1. die Frauensperſon ihr unzüch⸗ 
tiges Gewerbe fortſetzt und 2. daß ſie deshalb ſchon polizeilich beſtraft 
wurde. Dies iſt ganz klar; zu Controverſen führt aber häufig die Frage, 
wie der Nachweis erbracht werden ſoll, daß die beanzeigte Frauens⸗ 
perſon ihr unzüchtiges Gewerbe fortſetzt, wenn ſie ihrerſeits dies in Ab⸗ 
rede ſtellt, andere Beweismittel aber nicht vorliegen, als der Umſtand, 
daß ſie in einem verrufenen Locale oder auf der Gaſſe „vagirend“ (auf 
dem ſog. „Strich“) betreten wurde. 


In der Regel wird gefordert, daß die zur Amtshandlung nach 
§ 5, 1 V. G. eingelieferte Frauensperſon bei Verübung des Unzuchts⸗ 
actes ſelbſt, alſo in flagranti, ertappt wurde. Da dies aber in den 
ſeltenſten Fällen möglich, die Anwendung dieſes Abſatzes alſo geradezu 
illuſoriſch wäre, begnügt man ſich mit einer Verſuchshandlung, welche 
beiſpielsweiſe im Männeranlocken gefunden wird. In den meiſten zur 
Anzeige gekommenen Fällen kann ſich jedoch die Anklage auf keine directen 
Beweiſe ſtützen, ſondern lediglich auf Inzichten, die gewiſſe Umſtände 
bieten, als: wiederholte polizeiliche Anhaltungen und Abſtrafungen, Be⸗ 
haftung mit einer veneriſchen Krankheit, Ort, Stunde und Veranlaſſung 
der Arretirung und die Unvermögenheit der Angezeigten, ſich über ihre 
Unterhaltsmittel auszuweiſen. 

Es muß hervorgehoben werden, daß die Gerichte nach dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes den Nachweis der vorausgegangenen polizeilichen 
Abſtrafung verlangen und daß dieſer Nachweis auch vollgiltig erbracht 
werden muß, daher es nicht genügt, wenn es etwa in der Polizeinote 
heißt, daß die N. N. „wegen liederlichen Lebenswandels“ bereits ſo und 
ſo vielmal „geahndet“ oder „beanſtändet“ wurde. 


Nur nebenbei ſei hier noch bemerkt, daß dieſer Abſatz insbeſondere 
gegen die einheimiſchen Proſtituirten gerichtet iſt in analoger Weiſe, 
wie der § 3 V. G. vorzugsweiſe einheimiſche Vaganten vor Augen hat. 
Denn ſonſt blieben dieſe Frauensperſonen von der Strenge dieſes Geſetzes 
immer verſchont, während man fremdzuſtändige Proſtituirte im gegebenen 
Falle, wenn der $ 5 V. G. unanwendbar erſcheint, immer noch nach 


Daß dies letztere zur Regel wurde, findet ſeine Erklärung einmal 
in den Schwierigkeiten, welche mit der Herſtellung des Beweiſes bei 
läugnenden Beſchuldigten verbunden find, anderſeits darin, daß nach dem 
Schlußſatze des 8 5 V. G. die ſtrafgerichtliche Verfolgung ſolcher Frauens⸗ 
perſonen erſt auf Begehren der Sicherheitsbehörde eintritt. 

Ob nun mit dieſer letzteren Anordnung das Geſetz in den Fällen 
des § 5, Abſ. 1 und 2 eine Art. Autragsdelicte — nach dem Muſter 
des deutſchen Strafgeſetzbuches — ſchaffen wollte, bleibt dahingeſtellt; 
es könnte ſich nur darum handeln, welche praktiſche Wirkung dieſer eigen⸗ 
thümlichen Vorſchrift im concreten Falle beigelegt wird. Je nach der 
Auffaſſung derſelben wird man ſich nämlich entſcheiden müſſen, hierin 
entweder eine feſte Schranke für die Straſanträge des öffentlichen An⸗ 
klägers zu ſuchen oder der Anſicht beizutreten, daß damit den Straf⸗ 
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§ 1 V. G. als „Landſtreicher“ verfolgen kann. 
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| anträgen des öffentlichen Anklägers und der richterlichen Cognition in 


keiner Hinſicht eine Schranke gezogen worden ſei *). 

Zum Abſatz 2. Hier iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Aburtheilung 
nur auf Begehren der Sicherheitsbehörde erfolgen kann, da es 
nur von dieſer Behörde abhängt, ob ſie die Proſtituirte zur Amts⸗ 
handlung beanzeigen will oder nicht, fo daß das Gericht außer dieſem 
Falle gar nicht in die Lage kommt, von den Controlmaßregeln ämtliche 
Kenntniß zu nehmen und über einen ſolchen Uebertretungsfall zu judi⸗ 
eiven. Nach der Natur der Sache betrifft dieſer Abſatz lediglich diejenigen 
proſtituirten Perſonen, welche unter der ſogenannten „Sanitätscontrole“ 
ſtehen. Daß dieſe Vorſchrift übrigens eine geſetzliche Regelung des Proſti⸗ 
tutionsweſens dringend erheiſcht und vorausſetzt, ſei nur nebenbei geſagt. 

Die weiteren Abſätze dieſes Paragraphen ſind keine Neuerung auf 
dem Gebiete unſeres materiellen Strafrechtes und können deshalb füglich 
mit Stillſchweigen übergangen werden, zumal fie ſchon früher an anderen 
Orten eingehends beſprochen wurden. 

Am Schluſſe dieſer vielleicht zu weit geholten Ausführungen kann 
ich nicht die Bemerkung unterlaſſen, daß durch den § 7 des jetzigen 
Vagabundengeſetzes, welcher die Bedingungen ſeſtſtellt, unter welchen das 
Gericht im Falle der Verurtheilung im Urtheile die Zuläſſigkeit der An⸗ 
haltung in einer Zwangsarbeitsanſtalt ausſprechen kann, der früheren 
Beſtimmung des $ 13 V. G. vom 10. Mai 1873, R. G. Bl. Nr. 108, 
derogirt wurde. Dies hat zur Folge, daß gegenwärtig dieſer Ausſpruch 
nur in den Fällen zuläſſig erſcheint, in welchen die Verurtheilung wegen 
einer in den 88 1—6 V. G. normirten Uebertretung erfolgt iſt. Sit alſo 
mit der Verurtheilung wegen Diebſtahls ꝛc. nicht auch die Verurtheilung 
wegen einer Uebertretung der Vagabundengeſetzes verbunden, ſo kann der 
im § 7 V. G. vorgeſehene Ausſpruch nicht in Anwendung gebracht werden. 

Hiemit glaube ich, meine Erörterungen ſchließen zu können und 
erlaube mir nur, um die durch die Handhabung des Vagabundengeſetzes 
erzielten praktiſchen Reſultate mit Bezug auf einen beſtimmten Ort beſſer 


zu veranſchaulichen, die von mir zuſammengeſtellten ſtatiſtiſchen Tabellen 


zum Abdrucke zu bringen. - 
Die ſich daraus ergebenden Conſequenzen und Schlüſſe möge Jeder 

ſich ſelbſt bilden. Hier ſoll nur das rohe Material im Kleinen geliefert 

werden, deſſen Verarbeitung berufeneren Händen überlaſſen werden muß. 


*) Die hier aufgeworfene Frage iſt dem praktiſchen Rechtsleben ent⸗ 
nommen. In der Regel ſtellt ſich der Fall jo, daß der öffentliche Ankläger fin 
den Hauptſtädten) nicht den allgemeinen Antrag auf geſetzliche Beſtrafung ſtellt, 
ſondern die Anklage durch Anſührung der geſetzlichen Vorſchrift, wonach die Be⸗ 
ſtrafung erfolgen ſoll, genau präciſirt. Nun geſchieht es häufig, ja faſt regelmäßig, 
daß die wegen beſtimmungsloſen Vagirens oder „wegen liederlichen Lebens⸗ 
wandels“ arretirten fremdzuſtändigen Dirnen dem Gerichte zur Aburtheilung nach 
§ 1 V. G. eingeliefert werden, ohne daß auch das Begehren um ſtrafgerichtliche 
Verfolgung nach $5, Abi. 1 V. G. polizeilicherſeits geſtellt wird. Wenn nun der 
öffentliche Ankläger mit Rückſicht auf den Sachverhalt und ſeine Perſonalkenntniß 


den fehlenden Antrag ſelbſt ſupplirt, iſt der Richter an einen ſolchen weiteren 


Antrag ebenfalls gebunden, zumal im Zuge der Verhandlung der objective und 
fubjective Thatbeſtand der in Frage ſtehenden Uebertretung ſichergeſtellt erſcheint? 
Entſcheidungen höherer Inſtanzen ſind mir nicht bekannt, aber ſo viel kann ich 
hier bemerken, daß die unteren Inſtanzen hier nicht gleichmäßig vorgehen, indem 
ſie bald ein ſolches, von der Sicherheitsbehörde zu ſtellendes Begehren fordern, 
bald auch bei Abgang desſelben nach § 5, Abſ. 1 V. G. erkennen. Gewiß wollte 
das Geſetz die Anwendung dieſes Abſatzes von dem ausdrücklichen Begehren der 
Sicherheitsbehörde nicht ausſchließlich abhängig machen. 


Statiſtiſcher Ausweis 
über die Anzahl der Uebertretungen des Vagabundengeſetzes vom 24. Mai 1885, R. G. Bl. Nr. 89, derentwegen bei dem k. k. ſtädt.⸗deleg. 
Bezirksgerichte für Uebertretungen in Prag im Verlaufe des Jahres 1886 eine Verurtheilung erfolgte. 
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H. 
Statiſtiſcher Ausweis 
über die Zahl der Uebertretungen des Vagabundengeſetzes nach der Reihenfolge der Monate geordnet. 


| 5 
5 vorletz⸗ 
Monat 8 1 82, Abſ. 10 2, Abſ. 2 8 3 | 8 4 g 8 n 2 6 n 8 6 46 h a 8 fe dh 8 6 
Jänner 157 225 1 — — 3 — — 2 ww. 6 
270 f ns 136 170 — — 4 ri zu E. a Ju 9 
N... 22 89 216 * — — = — — - — 13 
. 74 118 — — — — — — * — 9 
Mai 54 104 — 1) dieſelbe — 6 — 1 1 — 19 
Juni EEgen 70 99 — 1(Perſon — 2 — — 1 — . 20 
Juli 63 84 — — — 4 - 1 1 — 2 18 
Auguſt 46 76 — — 4 — — — n — 15 
September 57 60 — — um 3 ar — 1 en 16 
October 61 83 — — 4 — — = — 1 11 
November 97 125 — = 5 13 — = =: 13 
December 149 149 — — — | 7 - 1 28 2 20 
| 
Geſammtſumme m A 2 | 
im Jahre. 1053 1509 1 (dieſelbe 50 1 3 4 2 1 169 
Perſon) | 
III. 
Vertheilt auf die Monate des Jahres nach der Anzahl der Fälle 
(wie viel im Monate). 
§ 1 V. G. 9 2 V. G. 85, Ab. 1 V. G. | § 5, Abſ. 3 V. G. 85, Abſ. 4 V. G. § 6 V G. 
46 Auguſt 60 September — März — Jänner — Jänner 6 Jänner 
54 Mai 76 Auguſt — April — Februar — Februar 9 Februar 
57 September 83 October 2 Juni — Mär — März 9 April 
61 October 84 Juli 3 Jänner — April — April 11 October 
63 Juli 99 Juni 3 September — Juni — October 13 März 
70 Juni 104 Mai 4 Februar — Auguſt — November 13 November 
74 April 11 April 4 Juli — September December 15 Auguſt 
89 März 125 November 4 Auguſt October 1 Mai 16 September 
97 November 14 December 4 October — November 1 Juni 18 Juli 
136 Februar 120 Februar 6 Mai 1 Mai 1 Juli 19 Mai 
149 December 216 Mär; 7 December 1 Juli 1 Auguft 20 Juni 
157 Jänner 225 Jänner 13 November | 1 December 1 September 20 December 


Mittheilungen aus der Praris. 
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Vorrichtungen zum Kaffeeröſten fallen unter die Beſtimmungen 
über gewerbliche Betriebsanlagen. 


Die Bewohner des Hauſes Nr. 8 der Bl. . gaſſe in G. haben 
im September 1885 beim Stadtrathe in G. gegen den im Nachbar⸗ 
hauſe Nr. 9 wohnhaften Kaufmann Leopold F. eine Beſchwerde einge⸗ 
bracht, in welcher dieſelben das Anſuchen ſtellten, es möge dem Ge⸗ 
nannten das Kaffeeröſten im Hofraume ſeines Hauſes, wodurch ſich in 
allen Localitäten des Hauſes Nr. 8 der Bl.. gaſſe der übelſte Geruch 
verbreite, aus ſanitären Rückſichten verboten werden. 


Ju Folge des vom Marktcommiſſariate nach bezüglich des Klage⸗ 
falles vorgenommener Localerhebung erſtatteten Berichtes, daß durch das 
Kaffeeröſten bei F. die Nachbarſchaft allerdings beläſtigt werde, ſowie in 
Folge eines weiteren Berichtes des Markteommiſſariates, betreffend die in 
anderen Häuſern in G. üblichen Vorrichtungen zum Kaffeeröſten, hat der 
Stadtrath mit Kundmachung ddo. 11. November 1885, Z. 50.344, 
angeordnet: „daß ſämmtliche Kaufleute, welche ſich mit dem Röſten 
(ſog. Brennen) der Kaffeebohnen befafſen, ihre diesbezüglichen Vorrich⸗ 
tungen (Röftöfen oder Trommeln), ſofern dieſelben in Wohnhäuſern auf- 
geſtellt ſind, künftig ſo einzurichten haben, daß weder der Rauch, noch 
der Kaffeebohnendampf in den Hofraum des Hauſes oder deſſen Annexe 
ausſtrömen, ſondern entweder durch den Schornſtein oder durch geeignet 
angebrachte eiſerne Rohre von den Wohnräumen weggeleitet werden. 
Alle obiger Bedingung nicht entſprechenden Röſtvorrichtungen find daher 
bis längſtens Ende dieſes Jahres entſprechend abzuändern und iſt die 
Anlage einer ſolchen künftig behufs ihrer Genehmigung beim Stadtrathe 
ſtets früher zu melden, das freie Aufſtellen von Röſttrommeln in den Hof⸗ 


räumen aber gänzlich zu unterlaſſen“. 
* 


Gegen dieſe Kundmachung hat das Gremium der Kaufmannſchaft 
in G. bei der Statthalterei eine Beſchwerde eingebracht. In derſelben 
wurde hervorgehoben, daß aus dem Schlußpaſſus der Kundmachung zu 
entnehmen ſei, daß der Stadtrath die Vorrichtungen zum Zwecke des 
Kaffeebrennens unter jene Betriebsanlagen zähle, welche nach dem 
III. Hauptſtücke der Gewerbeordnung einer behördlichen Genehmigung 
bedürfen. Eine derartige Geſetzesauslegung ſei aber nicht begründet, weil 
die SS 25, 26 und 27 Gew. O. weder auf den Specereiwaarenhandel 
im Allgemeinen (in der Kundmachung wurde ſich in der Einleitung haupt⸗ 
ſächlich auf die Specereiwaarenhändler bezogen), noch auf die Vorrichtun⸗ 
gen zum Kaffeeröſten im Beſonderen Anwendung finden könnten 

Die Statthalterei hat mit der Entſcheidung vom 9. März 1886, 
3. 4806, dem Stadtrathe aufgetragen, dem Gremium der Kaufmann⸗ 
ſchaft in G. zu bedeuten, daß bei dem Umſtande, als die in Beſchwerde 
gezogenen Verfügungen des Stadtrathes Angelegenheiten der Geſundheits⸗ 
und Baupolizei betreffen, die Entſcheidung über Berufungen gegen die⸗ 
ſelben nicht in den Wirkungskreis der Statthalterei falle und daß bezüg⸗ 
lich des Verbotes des Kaffeeröſtens in den Hofräumen der Häuſer gemäß 
$ 46 Gemeindeordnung für G. die Beſchwerde an den Gemeinderath 
und rückſichtlich der Anordnung in Betreff der Anlage von Röſtöfen 
(Feuerungsanlagen) im Sinne der G. . . er Bauordnung an den Bau⸗ 
rath zu richten ſei. 

Gegen dieſe Entſcheidung hat das Gremium der Kaufmannſchaft 
in G. bei der Statthalterei eine Vorſtellung eingebracht, in welcher die⸗ 
ſelbe darauf beharrte, daß der Stadtrath die Kaffeeröſtvorrichtungen als 
Betriebsanlagen bezeichnet habe, es ſich ſomit um eine Gewerbsangelegen⸗ 
heit handelt. Das genannte Gremium bat daher die Statthalterei, in die 
Behandlung ſeiner Beſchwerde einzugehen und die angeſochtene Kund⸗ 
machung des Stadtrathes aufzuheben. 

Die Statthalterei hat mit dem Erlaſſe vom 29. Juli 1886, 


3.11.372, erklärt, ſich nicht veranlaßt zu ſehen, von der früheren Ent- 
ſcheidung abzugehen, indem der in Beſchwerde gezogene Auſtrag des 
Stadtrathes eine aus Geſundheits⸗ und baupolizeilichen Rückſichten er⸗ 
laſſene, ſämmtliche Bewohner der Stadt verpflichtende Verfügung bildet, 
welche dadurch, daß hievon vorzugsweiſe Specereiwaarenhändler getroffen 
werden, noch nicht den Charakter einer gewerbepolizeilichen Maßregel 
erlangt. 

Gegen dieſe Entſcheidungen brachte nunmehr das Gremium der 
Kaufmannſchaft in G. den Miniſterialrecurs ein. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat über denſelben am 3. Fe⸗ 
bruar 1887 ad Nr. 23.392, 1886, in nachſtehender Weiſe entſchieden: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem von dem Gremium 
der Kaufmannſchaft in G. gegen die Incompetenzerklärung der Statt⸗ 
halterei ergriffenen Recurſe Folge zu geben, die angefochtenen dortämt⸗ 
lichen Erledigungen unter Anerkennung der Competenz der politiſchen 
Behörden als Gewerbsbehörden zu beheben und der k. k. Statthalterei die 
inſtanzmäßige meritoriſche Entſcheidung über den gegen die Kundmachung 
des Stadtrathes vom 11. November 1885, Z. 50.344, ergriffenen Re⸗ 
curs des Gremiums der Kaufmannſchaft in G. aufzutragen, weil nach 
dem ausdrücklichen Wortlaute des § 25 der Gewerbegeſetznovelle die bei 
der Ausübung des Specereiwaarenhandels in G. üblichen Vorrichtungen 
zum Kaffeeröſten, welche durch üblen Geruch und geſundheitsſchädliche 
Einflüſſe allerdings geeignet ſind, die Nachbarſchaft zu beläſtigen, un⸗ 
zweifelhaft als unter die Beſtimmungen über Betriebsanlagen im Sinne 
obiger Geſetzesſtelle fallend und daher zur Competenz der Gewerbs behörde 
gehörig anzuſehen ſind.“ r. 


Geſetze und Verordnungen. 
1886. I. Semeſter. 


Verordnungsblatt des k. k. Juſtizminiſteriums. 

IX. Stück. Ausgeg. am 22. April. — 14. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 14. April 1886, 3. 6098, betreffend eine Aenderung in der 
Perſon des Regierungscommiſſärs bei der Wiener Hypothekencaſſa in Liqui⸗ 
dation. 15. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 17. April 1886, 
8. 6710, betreffend den Rechtshilfeverkehr mit Braſilien. 

X. Stück. Ausgeg. am 12. Mai. 16. Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 4. Mai 1886, Z. 6926, betreffend das Erforderniß der 
Bewilligung der Landesſtelle zur Auſtheilung der für abgelöſte Servituten an 
eine Genoſſenſchaſft oder an die Geſammtheit der Berechtigten abgetretenen 
Waldungen. — 17. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 4. Mai 1886, 
Z. 7210, betreffend die Anwendung von Abkürzungszeichen für das Myriameter 
und Quadratmyriameter. — 18. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 
4. Mai 1886, Z. 7878, in Betreff der bedingten Auflaſſung der Führung und 
Vorlage der mit dem Juſtizminiſterial⸗Erlaſſe vom 25. November 1867, 8. 13.215, 
vorgeſchriebenen individuellen Häftlingsſtandesausweiſe. — 19. Verordnung des 
Juſtizminiſteriums vom 4. Mai 1886, Z. 7897, betreffend die Vorlage der 
Juſtizvoranſchläge für das Jahr 1887. — 20. Verordnung des Juſtizminiſteriums 
vom 7. Mai 1886, Z. 6548, betreffend die Auszahlung der Beſtallungen an 
die Hausärzte der Strafanſtalten, ſowie die Anweiſung und Löſchung dieſer 
Bezüge. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereirathe in Prag Anton Kirchner 
von Neukirchen anläßlich deſſen Penfionirung den Titel und Charakter eines 
Hoſrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne in Sternberg Camillo 
Grafen Razumovsky anläßlich feines freiwilligen Austrittes aus dem activen 
Staatsdienſte den Titel eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Prager Lottoamtsverwalter Friedrich Kühnel 
en deſſen Penfionirung taxſrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Primararzte des Allgemeinen Krankenhauſes 
in f Dr. Franz Fuchs den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei 

verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penfionirten Rechnungsrevidenten der Finanz⸗ 
Landesdirection in Prag Wenzel Hokitzer taxfrei den Titel und Charakter eines 
Rechnungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem penſionirten Rechnungsrevidenten der Finanz⸗ 
Landesdirection in Laibach Joſeph Kraſchna taxfrei den Titel und Charakter 
eines Rechnungsrathes verliehen. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


76 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Seine Majeſtät haben dem Rechnungsrevidenten der Generaldirection der 
Tabakregie Guſtav Slawik taxfrei den Titel und Charakter eines Rechnungs⸗ 
rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksadjuncten Andreas Löſch in Neu⸗ 
Sandez anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Handelsmann Chriſtoph Ludwig Dietrich 
Borchers in Richmond zum unbeſoldeten Conſul daſelbſt ernannt. 


Erledigungen. 

Eine Statthaltereiſeeretärsſtelle und eine Bezirkscommiſſärsſtelle im 

. politiſchen Verwaltungsbeamten in Böhmen, bis 5. Mai. (Amtsbl. 
r. 94. 

Hilfsämter⸗Directionsadjuncten⸗, eventuell Kanzleiofficialsſtelle bei der 
niederöſterreichiſchen Statthalterei in der neunten, beziehungsweiſe zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis 10. Mai. (Amtsbl. Nr. 97.) 

Kanzliſtenſtelle bei der niederöſterreichiſchen Statthalterei in der eilften 
Rangsclaſſe, bis 7. Juni. (Amtsbl. Nr. 97.) 

Proviſoriſche Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der 
Finanz⸗Landesdirection in Wien, eventuell eine proviſoriſche Kanzliſtenſtelle in 
der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Mai. (Amtsbl. Nr. 98.) 


Neuigkeiten 
der Manz'schen k. k. Hof- Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Der Schutz 


des 


Fabriks- und Geschäftsgeheimnisses. 
Vortrag gehalten im Niederösterreichischen Gewerbeverein zu Wien am 
25. Februar 1887 von 


Dr. Josef Ludw. Brunstein, 
Hof- und Gerichtsadvocat in Wien. 


44 Seiten. gr. 8. Preis: 60 kr. 


Reform 


der 
© 


juristischen Studien. 
Von Dr. R. Nowak. 
36 Seiten. gr. 8. Preis: 40 kr. 
(Separatabdruck aus der „Allgem. österr. Gerichts-Zeitung“.) 


Zur Rechtsprechung 
des k. k. Verwaltungsgerichtishofes betreffend die Sicherung 
des Grundeigenthumes gegen Bergschäden. 


Von Dr. Gustav Schneider, 
Advocat in Teplitz. 


31 Seiten. gr. 8. Preis: 30 kr. 
(Separatabdruck aus der „Oesterr. Zeitschrift für Berg- und Hüttenwesen“) 


Der Arbeitsvertrag 
nach heutigem österreichischem Privatrecht 


systematisch dargestellt von 


Dr. Karl Schreiber, 
Rechtsconsulent bei der k. k. Generaldirection der österr. Staatsbahnen in Wien. 
74 u. VI Seiten. gr. 8. Preis: 60 kr. 


(Separatabdruck aus der „Allgem. österr. Gerichts-Zeitung“.) 


* [1 A 
Aprise und loial enquete. 
Ein Beitrag zur Feststellung der historischen Basis der 
modernen Voruntersuchung. 
Von 
Dr. Alois Zucker, 


o. 6. Professor des Strafrechtes an der k. k. böhm. Universität in Prag. 
160 u. VII Seiten. gr. 8. Preis: 2 fl. 


Vorstehende Bücher sind von obigem Verlage, sowie durch alle 
Buchhandlungen zu beziehen. 


E77 D Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 46 und 47 der Erkenntniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


